






[image: ]


















	 Zuhause
	 Dokument hinzufügen
	 Anmelden
	 Ein Konto erstellen
	 PNG-Bilder









































Exzerpt zum: „Bedingungslosen Grundeinkommen“ - Institut für ...

wären auch viel eher bereit, eine Familie zu gründen, wenn Kinder kein .... existenzsichernder Tätigkeit systemadäquat beseitigt und dennoch Bedürftige, die. 

















 PDF Herunterladen 



 PNG-Bilder






 546KB Größe
 4 Downloads
 54 Ansichten






 Kommentar


























Institut für grafische Wissensorganisation 2012 (CC BY 3.0)



Exzerpt zum: „Bedingungslosen Grundeinkommen“ abgeleitet aus Schema über: Bildgebung von 80 Quellen des „Archiv-Grundeinkommen“



Leben in Armut? - Gesellschaft 2.0 .......................................................................... 2 Familien, Sicherungssysteme und Leistungen .........................................................................4 Einkommen-Gerechtigkeit und Teilhabe ..................................................................................7



Chancen, Arbeitsmarkt und Einkommen ................................................................. 9 Wirtschaft, Veränderung und Löhne .......................................................................................14 Reformen: Kosten und Finanzierung ......................................................................................17



Literatur .................................................................................................................... 18 5



10



15



20



25



30



Unterkunft



5



Bundesregierung



BVerfG



Ergebnisse



Europa



40



45



Grundrechte



50



Mindestlohn



Vermögen



Existenzminimum



SGB



Grundsicherung DIE LINKE



Vergleich



Integration 20



25



Abschaffung



Sozialpolitik



Netto



Auszahlung 30



Gesundheit



Arbeitgeber



Einnahmen Summe



Berücksichtigung



Renten Berechnungen



Bekämpfung Einkommensarmut



50



OECD



Alter



Zahlen Ausgaben



Erhöhung 45



Finanzierbarkeit



Betrag



Eltern



Einführung Erwachsene



Haushalt Frauen



Grundlage



Vorschläge



Familien



Bürger



Bedarf Staat



#BGE: "Archiv Grundeinkommen" (80 Quellen)



Anspruch



Möglichkeiten



Arbeitsmarkt Arbeitnehmer



Löhne



Effekte



Verteilung



Bezug Bedürftigkeit



Garantie Menschenwürde



Kommission Befreiung



Niedriglohnbereich



Gefahr



Schwarzarbeit



Ordnung



Vorteile



Diskurs



Eigentum Nutzung



Ressourcen



Grundrente



Effizienz



Minimum



Industrie Autonomie



Privateigentum Aneignung



Ökonomie



CDU



Grundmodell



Verfassung



Lösung



Konsum



Individuen



Gegenleistung Handeln



Nachfrage



Generationen



Umverteilung



Kriterien



Engagement



Wertschöpfung



Analyse



Veränderungen



Voraussetzungen



Fortschritt



Praxis



Situation



Absicherung



Entwicklung Folgen



Beiträge



Kinder



Massnahmen



Öffentlichkeit



Unterschied



Faktoren



Wirkungen



Prinzipien Politik



Bevölkerung



Unterstützung



Beruf



Unternehmen



Interessen



Gerechtigkeit Wirtschaft



Sozialstaat



Angst



Massenarbeitslosigkeit



Krise



Verhältnisse



Kontrolle



Notwendigkeit



Arbeitskraft



Mittel



Zukunft Chancen



Arbeitslosengeld



Reform



Produktivität



Forderungen



Regelleistung



Abhängigkeit



Demokratie



Waren



100



Heizung



Sanktionen



Kapitalismus Perspektive



Geld



Solidarität



Bürgergeld



SPD



Zugang



Institutionen



Markt



95



Nahrung



Organisation



Kritik



Freiheit



Einkommenssteuer



90



Verwaltung



Kultur



Rechtsanspruch



Menschen



Anreiz



Kindergrundsicherung



Jugend



Leben



Konzepte



85



Arbeitszeit Gewerkschaften



Werte



Transferleistungen



Krankenversicherung



Lebensunterhalt 40



Kosten



80



Reichtum



#BGE



Gesellschaft



Grundeinkommen



Steuern



75



Güter Infrastruktur



Teilhabe



Modell



Wohnkosten



Mehrwertsteuer 35



Deutsche



B90/Grüne



FDP



70



Zwang



Gemeinschaft



Arbeit



Einkommen Parteien



ALG



65



Bedingungslosigkeit



Armut



Verfügung



60



Tätigkeit



Arbeitsgesellschaft



Sozialleistungen



Gesetzgeber 15



55



Arbeitslosigkeit



Sicherungssysteme



Dienstleistungen 10



35



Leistung



Gleichheit Ungleichheit



Entfremdung Ausbeutung Institut für grafische Wissensorganisation 2012



Abb. 1 Bildgebung zum „Archiv-Grundeinkommen“: alle Folien http://goo.gl/x81wH



!



1



Gesellschaft Leistung



Teilhabe



Kritik



A rm ut



Sicherungssysteme



Einkommen



Wirtschaft



nc en



M



Gerechtigkeit



ha



Kosten



Verhältnisse



C



od el l



Parteien



Le be n



Familien



Finanzierbarkeit



Veränderung



Reform



Löhne



Arbeitsmarkt Abb. 2 Schema über Bildgebung: Interpretation http://grawis.org/



Leben in Armut? - Gesellschaft 2.0 Die materielle Absicherung verhindert für viele die Armut, sie fallen nicht erst in ein tiefes Loch. Das stärkt das Selbstvertrauen der Grundeinkommensbezieher/innen und verbessert die individuellen Durchsetzungschancen am Arbeitsmarkt und von Bildungsangeboten. Ohne Existenzangst kann sich Kreativität entfalten, die sich positiv auf die gesamte Gesellschaft auswirken wird. (Poreski 2007 S.4) Das über die derzeitige Ausgestaltung des Statistikmodells politisch festgelegte Existenzminimum (Regelsatz) ist sehr niedrig. Die Menschen, die mit diesen Sozialleistungen leben müssen, können nicht oder nur vollkommen unzureichend ihre Existenz sichern und an der Gesellschaft teilhaben. (Blaschke 2010 S.13) Die Risikovielfalt unterschiedlicher Lebenswege kann nicht mehr mit standardisierten Sicherungsmaßnahmen aufgefangen werden. Die Verbreitung von Armut und Niedrigeinkommen wird auch verstärkt durch empirische Studien belegt. Etwa 10% der Bevölkerung in den meisten westlichen Industriestaaten verfügen nur über ein Ein!
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kommen, das unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens der Gesamt- Bevölkerung des jeweiligen Landes liegt. Bis zu 20% der Bevölkerung verfügen über ein Einkommen, das unter 60% des Durchschnittsnettoeinkommens liegt. 25%–30% der Gesamtbevölkerung sind nach Schätzungen in Deutschland zumindest kurzzeitig von Armut betroffen. Die neue Armut ist nicht nur etwa bei der steigenden Zahl von Sozialhilfebezieherinnen beobachtbar, sondern auch bei der in einem festen Arbeitsverhältnis stehenden Bevölkerung. (Eichler 2001 S.13) Ein flexibles soziales Netz, das in allen Lebenslagen mindestens das Existenzminimum garantiert, ist für eine zukunftsfähige Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung ebenso unverzichtbar, wie freie Bürger, die selbstbestimmt leben, entscheiden und arbeiten. Denn verantwortliches Handeln gegenüber Mitmenschen und Umwelt kann nur frei von Existenzangst gedeihen. Um dem Bedürfnis nach sozialer Sicherheit auch in Zeiten sich wandelnder Lebens- und Arbeitsverhältnisse gerecht werden zu können, ist sowohl der Individualanspruch als auch eine Entkopplung der Sozialleistungen von Erwerbsarbeit von fundamentaler Bedeutung. Es muss gewährleistet sein, dass Kinder unabhängig von der Lebensform ihrer Eltern kein Armutsrisiko mehr darstellen. (Roman Herzog Institut 2008 S.6) Einerseits bleibt die Reduzierung der unfreiwilligen Arbeitslosigkeit notwendigerweise ein zentrales wirtschaftspolitisches Ziel. Andererseits stellt sich aber bei anhaltend hoher Erwerbsarbeitslosigkeit parallel die sozialpolitische Frage, wie die Teilnahme von Arbeitslosen am gesellschaftlichen Leben und ihre Existenzsicherung garantiert werden können, ohne durch hohe Lohnnebenkosten das Problem selbst noch mehr zu verschärfen. Solange der gesellschaftliche Zusammenhalt nicht durch die Schaffung neuer Erwerbsarbeitsplätze garantiert werden kann, muss er durch soziale Maßnahmen zur Absicherung der Arbeitslosen selbst erhalten werden. Durch seine höhere Verlässlichkeit trägt das Grundeinkommen besser als das derzeitige an enge Bedingungen geknüpfte Arbeitslosengeld II zur gesellschaftlichen Integration der Arbeitslosen bei. Daher ist das Grundeinkommen für viele seiner Befürworter auch die Antwort auf die Frage, wie angesichts anhaltender hoher Arbeitslosigkeit Armut wirksam und dauerhaft verhindert werden kann. (Kumpmann 2006 S.4) Gerade für die Grünen ist Gerechtigkeit stets mehr gewesen als Verteilungsgerechtigkeit und Armut wurde nie auf Einkommensarmut beschränkt. Die Dimensionen von Bildungsarmut, Partizipationsarmut oder gesellschaftlicher Armut aber blendet das Grundeinkommen aus. Niemand wird mit der unhinterfragten Auszahlung eines höheren Betrags aus Armutsverhältnissen dieser Art befreit. Wenn aber ein enormer finanzieller Aufwand in die Umsetzung eines Grundeinkommens gesteckt werden sollte (Ausführungen zum Aspekt der Finanzierung folgen), so ist anzunehmen, dass nicht gleichzeitig vermehrte finanzielle Anstrengungen bezüglich der Verbesserung beispielsweise der Bildung, Betreuung oder Beratung geleistet werden können. Genau dies ist jedoch dringend notwendig. (Bündnis 90/Die Grünen 2006 S.4) Die soziale Spaltung, gefasst im Begriff der „Zwei-Drittel- Gesellschaft“, hat sich im vergangenen Jahrzehnt verfestigt. Der nationale Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung vom Frühjahr 2005 weist eine tatsächliche Armutsquote von 13% aus, insgesamt geht es um 30% der Menschen, deren Lebenslage als „prekär“ bezeichnet werden kann. Bei diesem Teil der Gesellschaft bündeln sich Abstiegserfahrungen und die Erfahrung sozialen Ausschlusses mit gravierenden Folgen sowohl für
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die Bildungsbiographie der eigenen Kinder wie auch die politische Partizipation. (Bündnis 90/Die Grünen 2008 S.3) Die Menschen könnten gewonnene Zeit für Studium und Weiterbildung nutzen. Sie wären auch viel eher bereit, eine Familie zu gründen, wenn Kinder kein Armutsrisiko mehr wären. Das wiederum hätte positive Auswirkungen auf die demographische Entwicklung unserer Gesellschaft. Aber auch ein Sabbat-Jahr, kreative Lebensphasen und Muße wären erschwinglich. (Bündnis 90/Die Grünen 2008 S.15) Überhaupt werden Menschen der Möglichkeit beraubt, in gesamtgesellschaftliche Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse einzugreifen. Wie soll z.B. eine alleinerziehende Mutter, die nicht einmal weiß, ob sie genug Geld für die nahende Klassenfahrt ihres Kindes erübrigen kann, am politischen Leben teilhaben? In der neoliberalen Weltsicht erscheint Armut nicht als gesellschaftliches Problem, vielmehr als selbst verschuldetes Schicksal, das eine mehr oder weniger gerechte Strafe für Leistungsverweigerung oder die Unfähigkeit darstellt, sich bzw. seine Arbeitskraft auf dem Markt mit ausreichendem Erlös zu verkaufen, wie der Reichtum umgekehrt als angemessene Belohnung für eine Leistung betrachtet wird, die auch ganz schlicht darin bestehen kann, den Tipp eines guten Anlageberaters zu befolgen. (Bündnis 90/Die Grünen 2008 S.38) Ein universell gezahltes, nicht bedürftigkeitsgeprüftes und unabhängig von Arbeitspflichten gewährtes Grundeinkommen, wie es vom Netzwerk Grundeinkommen in Deutschland und dem Netzwerk Grundeinkommen und sozialer Zusammenhalt in Österreich gefordert wird, bricht außerdem mit den ausgrenzenden und ausgrenzungsverschärfenden Logiken gegenwärtiger Sozialpolitik. Schließlich ist ein solches Grundeinkommen geeignet, Arbeitslosigkeit und ‚Armut trotz Arbeit’ als zentrale Quellen sozialer Ausgrenzung zu neutralisieren. Um Inklusion einlösen und eine Verbesserung der Lebenschancen gesellschaftlich benachteiligter Gruppen schaffen zu können, muss ein Grundeinkommen zwar um andere Maßnahmen ergänzt werden. Es bildet aber eine notwendige Grundlage sozialer Inklusion. (Mohr 2005 S.1)



Familien, Sicherungssysteme und Leistungen Der Reformbedarf ergibt sich u.a. durch die Veränderung der Familienstrukturen, den Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, der demographischen Entwicklung und der „Globalisierung“. Für Reformen sind deshalb vor allem drei Dinge wichtig: Erstens eine Reform in Richtung einer eigenständigen Sicherung von Männern und Frauen, die unabhängig ist vom Einkommen und Vermögen von Familienmitgliedern, zweitens eine stärkere Universalisierung der Leistung, damit die gesamte Bevölkerung sozial abgesichert ist und nicht nur die abhängig Vollzeiterwerbstätigen, und drittens ist eine stabile, armutsfeste Mindestsicherung in allen Lebenslagen notwendig. (Strengmann-Kuhn 2007 S.1) Es gibt viele Menschen in Deutschland, die hochproduktive Arbeit in der Familie und im Ehrenamt leisten, dafür aber keinen Cent bekommen. Und es gibt viele Tausende, die in der Sozialbürokratie unproduktive Arbeit leisten müssen, die Sozialversicherungsträger und öffentliche Hand zweistellige Milliardenbeträge kostet. Mit dem Solidarischen Bürgergeld werden Familienarbeit und ehrenamtliches Engagement gewürdigt. Nur jeder Zweite in der Sozialbürokratie Beschäftigte wird gebraucht wer!
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den, um diejenigen, die wirklich Hilfe benötigen „an die Hand zu nehmen“. (Althaus 2007 S.6) Insbesondere reduziert das Grundeinkommen dadurch, dass es auch Kindern zusteht, das mit Kindern verbundene Armutsrisiko und damit die Armut von Familien. Zugleich eröffnet es Chancen für eine geschlechtergerechtere Verteilung von Familienarbeit. Damit ist es auch familienpolitisch eine sinnvolle Maßnahme. (Bündnis 90/Die Grünen 2007 S.2) Im Gegensatz zu den Reproduktionsaufgaben der Familie, die noch immer zentral für die soziale Organisation ist, nimmt die Ausgrenzung der materiellen Produktion aus dem Lebenszusammenhang der Hausgemeinschaft zu. Erst der Verlust der Produktionsmittel auf individueller oder Kleingruppen-Ebene, und damit auch der Verlust der autarken Selbsthilfemöglichkeiten, wie auch die Trennung von Erwerbsarbeit und Freizeit in zwei Lebensbereiche, provozieren öffentliche Systeme zur Sicherung der individuellen Existenz. Es entstehen vollkommen neue Institutionen der gesellschaftlichen Verantwortlichkeit für soziale Sicherheit der risikobehafteten Gruppen. (Eichler 2001 S.28) Mit geringem Bildungsniveau unqualifizierter Arbeit nachzugehen, bedeutet Niedrigeinkommen, ein besonders hohes Arbeitslosigkeitsrisiko und geringe Leistungsbezüge aus den Versicherungskassen. Die Altersarmut ist gesunken, weil die Renten durch die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes in den 50er bis 80er Jahren insgesamt gestiegen sind. Die Kinderarmut und die Armut großer Familien jedoch ist gestiegen, weil die Leistungen aus Sozialhilfe, Arbeitslosengeld, Krankengeld etc. nicht mehr ausreichen, um eine durchschnittliche Familie mit zwei oder mehr Kindern über die Armutsgrenze zu heben. Da auch die Entlohnung für viele Arbeiten nicht mehr ausreichend ist, um bei einer Ernährerin und einem Arbeitslosen das Haushaltseinkommen über die Armutsgrenze zu bringen, befinden sich viele Menschen trotz kurzzeitigem (oder ganz ohne) Sozialhilfebezug offenbar auch längerfristig in Armut. Das derzeitige System bietet aus dieser Falle keinen Ausweg. (Eichler 2001 S.58) Der deutsche Sozialstaat steht aufgrund geänderter gesellschaftlicher Rahmenbedingungen vor neuen Herausforderungen. Seine Fundamente wurden in den fünfziger Jahren des letzten Jahrhunderts gelegt. Ein hohes Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung im Sinne eines männlichen Familienernährers waren damals im westlichen Teil Deutschlands selbstverständlich. Heute sind die Voraussetzungen gänzlich andere. Auch vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung wird unser Sozialsystem früher oder später an seine Grenzen stoßen. Daran andern auch die ständigen Reparaturen und Nachbesserungen wenig, die zu immer weiteren Differenzierungen in den sozialen Leistungen geführt haben. (Roman Herzog Institut 2008 S.6) Ein Grundeinkommen bietet nicht nur Schutz vor den Unwägbarkeiten eines zunehmend flexibilisierten Arbeitsmarktes. Es reduziert auch die innerfamiliären Abhängigkeiten. Da es als individueller Rechtsanspruch ausgestaltet ist, gewährleistet es eine eigenständige Sicherung unabhängig vom Partnereinkommen. Dies kommt insbesondere Frauen und Alleinerziehenden zugute, die sich heute in schwierigen familiären Situationen und finanziellen Abhängigkeiten befinden. Darüber hinaus werden alle Formen von Wohn- und Lebensgemeinschaften sowie Familien finanziell bes-
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sergestellt, da jeder Erwachsene und jedes Kind einen individuellen Anspruch auf das Grundeinkommen haben. (Roman Herzog Institut 2008 S.8) Das Grundeinkommen macht es wesentlich leichter, Beruf und Familie zu verbinden. Es verbessert die finanziellen Möglichkeiten, eine Teilzeittätigkeit auszuüben oder vorübergehend keine Erwerbsarbeit zu leisten. Diese Auszeiten können vermehrt für die Erziehung der Kinder und die Pflege Angehöriger genutzt werden. Solche außerhalb des Erwerbsprozesses liegenden Tätigkeiten verbessern zudem die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt. (Straubhaar 2007 S. 55) Selbst die (eher realistisch erscheinenden) Grundeinkommensmodelle mit bescheidenen Vorschlagen zur Höhe der individuellen Zahlungen würden die finanzielle Situation von Familien im Leistungsbezug oder im unteren Einkommensbereich vermutlich verbessern und könnten die eine oder andere über die Armutsschwelle heben. (Zeeb 2007 S.9) Bis heute ist in Deutschland der lebenslang vollzeiterwerbstätige Familienvater das Leitbild der Sozialversicherung. Dieses Leitbild passt jedoch in die neuere Zeit immer weniger. Ursache für soziale Probleme sind heute nicht mehr so sehr die Zugehörigkeit zur Industriearbeiterschaft, sondern sind immer mehr Langzeiterwerbslosigkeit, unstete Erwerbsbiografien, die Zunahme der nicht-sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse, mangelnde Bildung, die schwindende Bedeutung traditioneller Familienstrukturen und eine wachsende Zahl von Alleinerziehenden. Indem ein steuerfinanziertes System – im Gegensatz etwa zur Renten- oder Arbeitslosenversicherung – die soziale Unterstützung nicht von vorangegangenen langen Beitragszeiten abhängig macht, kann es besser als die Sozialversicherung diese Probleme lösen. In dem Maße, in dem soziale Probleme dieser Art an Bedeutung gewinnen, muss die steuerfinanzierte Existenzsicherung ihren Charakter einer in Ausnahmefällen gewährten Nothilfe aufgeben und stattdessen zur sozialstaatlichen Normalität werden. (Kumpmann 2006 S.4) Im Artikel 25, Absatz 1 der UNO-Menschenrechtsdeklaration heißt es: ›Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Lebenshaltung, die seine und seiner Familie, Gesundheit und Wohlbefinden, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Betreuung und der notwendigen Leistungen der sozialen Fürsorge gewährleistet; er hat das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität, Verwitwung, Alter oder von anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.‹ Davon abgeleitet gibt es ein elementares Recht auf Einkommen für alle Menschen, das keineswegs an Pflichten gebunden ist. (Blaschke 2008 S.410) Im Produktionsprozess löst sich das Normalarbeitsverhältnis, von der Kapitalseite unter den Stichworten „Deregulierung“ und „Flexibilisierung“ vorangetrieben, tendenziell auf. Es wird zwar keineswegs ersetzt, aber durch eine ständig steigende Zahl atypischer, prekärer, befristeter, Leih- und (Zwangs- )Teilzeitarbeitsverhältnisse, die den so oder gar nicht (mehr) Beschäftigten wie ihren Familienangehörigen weder ein ausreichendes Einkommen noch den erforderlichen arbeits- und sozialrechtlichen Schutz bieten, in seiner Bedeutung stark relativiert. Im Reproduktionsbereich büßt die Normalfamilie, d.h. die z.B. durch das Ehegattensplitting im Einkommensteuerrecht staatlicherseits subventionierte traditionelle Hausfrauenehe mit ein, zwei oder drei Kindern, in vergleichbarer Weise an gesellschaftlicher Relevanz ein. Neben sie !
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treten andere Lebens- und Liebesformen, die zumindest tendenziell weniger materielle Sicherheit für Frauen und Kinder gewährleisten (sog. Ein-Elternteil-Familie, „Patchwork-Familie“, gleichgeschlechtliche Partnerschaft usw.). ( Bündnis 90/Die Grünen 2008 S.35) Ein bedingungsloses Grundeinkommen stärkte die Eltern und damit auch die Familien. Eltern stehen heute nicht selten vor dem Dilemma: entweder der Erwartung nachzugeben, beruflichen Erfolg anzustreben und ihre Kinder verhältnismäßig früh in die Obhut von Betreuungseinrichtungen zu geben – oder selbst für ihre Kinder zu sorgen und damit das Gebot zu verletzen, beruflichen Erfolg anzustreben. (Liebermann 2004 S.5) In Deutschland hat die Einkommensarmut seit dem Jahr 2000 zugenommen. Drastisch fällt der Anstieg bei den unter 15-Jährigen und bei den 16- bis 24-Jährigen aus. Je nach Erhebungsjahr, Datenbasis und Altersstufe liegt bei diesen die Armutsquote zwischen 15 und 28 Prozent. Durchschnittlich jedes fünfte Kind bzw. jeder fünfte Jugendliche lebt also in Einkommensarmut. Bei den unter 20-Jährigen sind das ca. 3,5 Millionen. In Deutschland lebten 2009 ca. 2,6 Millionen Kinder und Jugendliche (bis zum 25. Lebensjahr) in Abhängigkeit von dem stigmatisierenden, repressiven Grundsicherungssystem mit Bedürftigkeitsprüfungen Hartz IV (SGB II). Von den unter 15Jährigen waren 1,7 Millionen im Sozialgeldbezug (15,6 Prozent der Nichterwerbsfähigen unter 15 Jahren), von den unter 25-Jährigen bezogen 0,9 Millionen diese Grundsicherungsleistung (9,7 Prozent der Erwerbsfähigen unter 25 Jahren). (Blaschke 2011 S.6)



Einkommen-Gerechtigkeit und Teilhabe Hinter der Idee eines Grundeinkommens steht die Vorstellung, dass alle Menschen gleich sind und jeder Mensch ein Recht auf ein Grund- bzw. Mindesteinkommen hat, unabhängig von irgendwelchen Vorbedingungen. Darüber hinaus trägt ein Grundeinkommen zu einer Verbesserung der sozialen Gerechtigkeit bei. Es gibt eine verbesserte Verteilungsgerechtigkeit, weil die Armen mehr Einkommen bekommen und die Reichen weniger. Es gibt aber auch eine verbesserte Leistungsgerechtigkeit ist, weil durch ein Grundeinkommen gewährleistet ist, dass ein höheres eigenes Einkommen (Erwerbseinkommen, Sozialversicherungsleistungen) immer auch zu einem höheren Gesamteinkommen führt. Schließlich geht es bei einem Grundeinkommen um Teilhabegerechtigkeit. Ohne ein Mindesteinkommen ist eine Teilhabe in einer marktwirtschaftlichen Gesellschaft nicht möglich. Geld ist aber natürlich nicht alles, sondern zur Teilhabe ist insbesondere auch Bildung notwendig sowie, für die meisten Menschen, eine Beteiligung am Erwerbsleben. Aber Bildung und Erwerbstätigkeit reichen alleine nicht aus. Um gesellschaftliche Teilhabe sicherzustellen, ist auch ein Einkommen notwendig, das diese ermöglicht. (Strengmann-Kuhn 2007 S.8) Die Bundeskonferenz der Naturfreundejugend Deutschlands hat in Bremen 2009 folgende Position beschlossen: "Es ist also an der Zeit, der Wirklichkeit ins Auge zu blicken. Wer eine gerechte Gesellschaft gestalten will, muss zwei Dinge leisten: Gesellschaftlicher Reichtum muss umverteilt und gesellschaftliche Partizipation vom Einkommen entkoppelt werden. Wer sich um die Würde von Kindern, Jugendlichen, Geringverdienern und Arbeitslosen sorgt, sollte sie in die Lage versetzen, ein men-
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schenwürdiges Leben führen zu können! Zum Beispiel durch eine Grundsicherung. (Blaschke 2010 S.93) Die Gemeinschaft kann die Güter einem/r jeden aktiv entgegenbringen, sie kann aber auch dafür sorgen, dass alle bloß die Möglichkeit haben, sie sich selbst anzueignen. Sie kann alle gleichermaßen an der Generierung, an der Verteilung und an der Konsumption der Güter teilhaben lassen oder die Teilhabe auf bestimmte Bereiche einschränken. Was Gerechtigkeit und soziale Grundsicherung betrifft, so lässt sich festhalten: Soziale Grundsicherung im hier verwendeten Sinne besteht v.a. in der grundsätzlichen Ausstattung mit materiellen Gütern – und zwar im einfachsten Fall mit einem solidarisch finanzierten Mindesteinkommen. (Eichler 2001 S.140) Gerecht ist das System eines aktivierenden und subsidiären Grundeinkommens, weil es alle Gesellschaftsmitglieder inkludiert und am gesellschaftlichen Miteinander teilhaben lässt, weil es jeden Arbeitswilligen honoriert, weil es die Problematik nicht existenzsichernder Tätigkeit systemadäquat beseitigt und dennoch Bedürftige, die wirklich nicht arbeitsfähig sind, durch ein adäquates Grundeinkommen beteiligt. Es käme zu einer wahrhaft solidarischen Leistungsgesellschaft, die dem globalen Wettbewerb standhalten kann und die Soziale Marktwirtschaft an die Bedürfnisse des 21. Jahrhunderts anpasst. (Roman Herzog Institut 2008 S.24) Insofern ist es eben keine ökonomische, sondern eine ethische und politisch normative Angelegenheit, grundlegende Menschen- und Grundrechte zu gewähren. Auch ist damit klar, dass die Gerechtigkeit hinsichtlich der Teilhabe am gesellschaftlichen Reichtum und Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und die Verteilungsgerechtigkeit hinsichtlich Möglichkeiten und Ressourcen gesellschaftlicher Teilhabe zwei Seiten einer Medaille sind. Die grundsätzliche Anerkennung des einzelnen Menschen im Hinblick auf seine frei gewählten Entwicklungs- und Teilhabemöglichkeiten bedarf entsprechender Verteilungen von ökonomischen Ressourcen. (vgl. Honneth 2003) (Blaschke 2008 S.74) Die Ausführungen des Gerichtes zu den Regelbezügen für Kinder machen sehr deutlich, dass der Sozialstaat kein Fürsorgestaat ist, der das Notwendigste bereitstellt, sondern dass er als subsidiärer Sozialstaat ein aktives Interesse an der Beteiligung aller hat. So brauchen Kinder Bildungschancen, damit sie später teilhaben können am Gemeinwesen. Das Bundesverfassungsgericht führt mit dieser Entscheidung zur Hartz IV-Problematik das Sozialstaatsverständnis noch einmal deutlich vor Augen: kein Fürsorgestaat, sondern ein ermöglichender Sozialstaat, der auf Teilhabegerechtigkeit ausgerichtet ist. Verschiedenen Vorstellungen zum Grundeinkommen ist die Auffassung gemeinsam, dass die vorherrschende und derzeit verwirklichte Sozialstaatskonzeption nicht in der Lage sei, die jeweiligen aktuellen Herausforderungen wie demografischer Wandel, Globalisierung und angespannte öffentliche Haushaltsund Finanzlage zu lösen. Insofern rüttelt die Idee des Grundeinkommens an den Grundfesten des Sozialstaats, der auf Solidaritätskonzepten aufbaut, die – wie auch immer sie konstruiert sind – letztlich ihre Tragfähigkeit in der Erwerbsarbeit und der Beteiligung an der Erwerbsarbeit haben. (Marx 2010 S.14) Keines der bislang vorgelegten Konzepte eines bedingungslosen Grundeinkommens kann aus Sicht einer auf Emanzipation und Teilhabegerechtigkeit gegründeten Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik überzeugen. Sie alle ignorieren den individuellen und gesellschaftspolitischen Stellenwert von (Erwerbs-) Arbeit und haben verfehlte Ge!
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rechtigkeitsvorstellungen, was das Verhältnis von Sozialstaat und Individuum sowie die Koppelung von Transfers an die Bedürftigkeit angeht. Statt sich auf eine politisch und strategisch wenig überzeugende Heilslehre festzulegen, sollten sich die Grünen in die gegenwärtigen realen Auseinandersetzungen einmischen und weiterhin für eine quantitative und qualitative Verbesserung der Grundsicherung streiten. (Bündnis 90/Die Grünen 2006 S.6) „Für die Christliche Sozialethik hat das Anliegen, alle Bürger durch Arbeit und Einkommen an den gesellschaftlichen Möglichkeiten teilhaben zu lassen, eine hohe Bedeutung. Der Niedriglohnsektor ist legitim, wenn er die Lebenslage von wenig qualifizierten Langzeitarbeitslosen und Arbeitslosen mit geringen Chancen am Arbeitsmarkt dauerhaft verbessert, indem sie ihre Existenz durch eigene Erwerbstätigkeit (ergänze: teilweise) selbstständig sichern und auch am gesellschaftlichen Leben teilnehmen.“ (Wiemeyer 2005, S. 31) (Fetzer 2007 S.174)



Chancen, Arbeitsmarkt und Einkommen Die rot-grünen Arbeitsmarktreformen (Hartz-Gesetze) leisten zur Wiedereingliederung von Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt keinen hinreichenden Beitrag. Die Maßnahmen gehen teilweise in die richtige Richtung, reichen aber bei weitem nicht aus, um Deutschland endlich auf einen Wachstumspfad zu bringen. Folglich steigt die Arbeitslosigkeit auf immer neue Rekordwerte. Statt dem Arbeitsmarkt den notwendigen Befreiungsschlag zu geben, damit genügend Arbeitsplätze überhaupt entstehen können, werden den Arbeitslosen faktisch die Leistungen gekürzt, ohne ihnen neue Chancen durch Arbeit zu eröffnen. (FDP 2005 S.2) Die Notwendigkeit der Einbeziehung dynamischer Gesichtspunkte in die Finanzierungsdiskussion bzw. die Frage, in welche Richtung sich die finanzierungsrelevanten Größen voraussichtlich entwickelten, verweist uns auf die grundsätzliche Frage, wie das Grundeinkommen als Faktor des sozialen und wirtschaftlichen Wandels wirken würde. Würden sich die Bürger im großen Umfange von der für die Finanzierung des Grundeinkommens bedeutsamen Erwerbsarbeitssphäre zurückziehen oder sich in dieser ähnlich umfangreich engagieren wie heute (oder gar noch umfangreicher), wenngleich viel selbstbestimmter? Wie ausgeprägt wäre der volkswirtschaftliche Effekt der höheren Arbeitsmotivation, die angesichts der größeren Selbstbestimmung in der Arbeitswelt zu erwarten wäre? In welchem Ausmaß würde die Demokratisierung des Mussepotentials, die ein Grundeinkommen bedeutete, Bildung befördern, Kreativitätspotentiale wecken, die Wissensgenerierung vorantreiben und in der Folge auch die technologische Entwicklung anheizen? Wie stark würden in diesem Zusammenhang die aufgrund der ökonomischen Absicherung günstigeren Bedingungen für »Existenzgründer« die Realisierung von Innovationschancen befeuern? Welche Innovationspotentiale manifestierten sich in Unternehmen und allgemein in Organisationen dadurch, dass es sich Angestellte und Arbeiter mit der basalen ökonomischen Unabhängigkeit, die ihnen das Grundeinkommen verschaffte, viel eher erlauben könnten, ihren Vorgesetzten in Gestaltungsfragen zu widersprechen und diesen gegenüber als autonome Mitarbeiter ihre spezifischen Erfahrungen und Ideen zur Geltung zu bringen? Welches Ausmaß hätten die heute in den Betrieben noch schlummernden Rationalisierungspotentiale, die von Unternehmern dann offensiv



!



9



realisiert werden könnten? Und in welchem Umfang würde dies zur weiteren Minderung des Arbeitsvolumens führen? (Franzmann 2010 S.76) Frau Borgschulte, die wir hier paradigmatisch für die befragten Arbeitsvermittler nehmen können, stellt fest, dass das Problem der fehlenden Stellen in der regionalen Arbeitsmarktlage begründet ist und fordert daraufhin eine gesteigerte Aktivität seitens der Arbeitslosen ein, um diesem Problem beizukommen. Die Begründungsbasis für dieses etwas schizophren anmutende Argument ist das von fast allen Vermittlern geteilte gesellschaftliche Deutungsmuster: »gesellschaftliche Teilhabe durch Erwerbsarbeit«. Die Verantwortung für die Arbeitslosigkeit (und deren Beendigung) wird damit beim einzelnen Arbeitslosen verortet. Diese Subjektivierung der Verantwortung für Arbeitslosigkeit, oder »blaming the victim« (Ludwig-Mayerhofer 2005a), sorgt mit dafür, dass Arbeitslose nicht auf die Idee kommen, die vorhandene Irrationalität der permanenten politischen wie institutionellen Forderung nach mehr Eigenaktivität und Motiviertheitsnachweisen angesichts ja nur bedingt vorhandener Stellen (sieht man vom Niedriglohnsektor ab) zu thematisieren. Angesichts der rechtlichen Vorgaben ist das Vorgehen Frau Borgschultes und deren Befolgung durch die Arbeitslosen wiederum rational: Denn von der Institution Vermittlung zu erwarten, ist angesichts der Arbeitsmarktlage unrealistisch und für den einzelnen Arbeitslosen schädlich. Insofern ist Eigeninitiative die einzige Chance, und sei diese auch noch so klein. Soweit zu dieser bizarren Folge des impliziten Festhaltens des Gesetzgebers an einem Modell der Vollbeschäftigung als Grundlage der Arbeitsmarktpolitik, einem wesentlichen Teil der Politik des Sozialstaats. (Franzmann 2010 S.206) Es ist davon auszugehen, dass Frauen und Männer die Familienarbeit zunehmend partnerschaftlich aufteilen werden und sich dadurch auch für Frauen ganz neue berufliche Chancen eröffnen. Ein Grundeinkommen kann zwar keine Garantie bieten, dass es tatsächlich zu einer geschlechtergerechten Verteilung von Erwerbs- und Familienarbeit kommen wird. Es spricht jedoch vieles dafür, dass eine Entwicklung in diese Richtung stattfinden wird – zumal dieser Wunsch bei vielen Frauen und Männern bereits heute vorhanden ist. In jedem Fall aber bietet das Grundeinkommen eine bislang nie da gewesene Chance, den Teufelskreis von gesellschaftlichen und ökonomischen Zwängen zu durchbrechen, der die Benachteiligung von Frauen in der Erwerbs- und Familienarbeit bis heute verfestigt. Das „bedingungslose Grundeinkommen“ eröffnet damit sowohl individuell als auch gesellschaftlich ungeahnte neue Chancen und Perspektiven. (Roman Herzog Institut 2008 S.9) Gerade bei geringqualifizierten Arbeitskräften mit niedrigem Einkommen wird häufig befürchtet, sie würden mit der Einführung eines Grundeinkommens nicht mehr Arbeiten. Die Ergebnisse der in Kapitel 4 vorgestellten Simulation der Arbeitsmarkteffekte im Niedriglohnbereich legen jedoch ein anderes Szenario nahe. Durch das Wegfallen des fiktiven Mindestlohns bei nunmehr flexiblen Löhnen wird zunächst der Lohn in diesem Bereich sinken. Dadurch sinkt zwar auch das Arbeitsangebot. Die tatsächlich realisierte Beschäftigung steigt jedoch, da aufgrund der niedrigeren Löhne die Nachfrage nach geringqualifizierten Tätigkeiten größer wird. (Straubhaar 2007 S.41) Es ist zu erwarten, dass die Chancen, sogenannte unterbrochene Erwerbsbiografien mit beruflichem Erfolg zu verbinden, mit einem Grundeinkommen beträchtlich steigen. Zum einen bietet das Grundeinkommen die Möglichkeit, sich in jeder Lebensphase frei von Existenzsorgen weiterzubilden. Solche konstruktiv genutzten Auszeiten können schließlich dazu beitragen, dass unterbrochene Erwerbsbiografien weni!
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ger stigmatisiert werden als heute. Ein Grundeinkommen verbessert aber zum anderen auch die finanziellen Möglichkeiten, lediglich in Teilzeit zu arbeiten. Insofern müssen Zeiten der Kindererziehung oder der beruflichen Weiterbildung nicht zu einer Unterbrechung der Erwerbstätigkeit führen. Vielmehr steigen die Chancen, Beruf und Familie durch eine Teilzeiterwerbstätigkeit zu verbinden. (Straubhaar 2007 S.43) Die im Laufe der Zeit entwickelte Vielzahl von Regelungen des Arbeitsmarkts ist vor dem Hintergrund entstanden, dass ein ausreichendes Erwerbseinkommen für die Existenzsicherung unabdingbar war. Man versuchte über verschiedenste Gesetze benachteiligten Gruppen gleiche Chancen auf soziale Sicherheit durch Erwerbseinkommen zu ermöglichen. In der Regel bewirken solche Markteingriffe aber gerade das Gegenteil. Auch angesichts der steigenden Massenarbeitslosigkeit, die lange nicht mehr auf Geringqualifizierte beschränkt ist, zeigt sich, dass dieses Modell der Existenzsicherung über Erwerbsarbeit der Vergangenheit angehört. (Straubhaar 2007 S.58) Der marktwirtschaftliche Wettbewerb ist eben nicht neutral, sondern hochgradig parteilich zugunsten der in seinem Sinne Starken, die im weitesten Sinne des Begriffs über verwertbares Kapital (Finanz-, Sach-, Humankapital) verfügen. Solange die Wirtschafts- und Sozialpolitik auf die überholte Vollbeschäftigungsdoktrin fixiert ist, wird sich an der sich öffnenden sozialen Schere (der Arbeitsmarktchancen, Einkommen, Vermögen und Lebenschancen überhaupt) kaum etwas zum Besseren wenden. Das ist ein bürgergesellschaftlicher Skandal, auch wenn viele es noch nicht wahrhaben wollen. (Ulrich 2007 S.4) In unseren Gesellschaften ist vorausgesetzt, dass alle Menschen ihre Bedürfnisse über Arbeits- oder Kapitaleinkommen befriedigen können. Die Sozialversicherungen decken dabei allfällige Lücken. Aber die grundlegenden Veränderungen sämtlicher gesellschaftlicher Grundlagen mit der Automatisierung und Verlagerung der Produktion, der Öffnung der Grenzen (mindestens innerhalb der EU), der Globalisierung sämtlicher Handelsbeziehungen usw. haben dazu geführt, dass kein Arbeitsplatz, kein Standort, kein Beruf, keine Branche mehr längerfristige Sicherheit bietet. Dieser Prozess ist noch lange nicht abgeschlossen. Er enthalte tendenziell mehr Chancen als Risiken, was nicht zuletzt durch die jüngsten massiven Zunahmen des Wohlstandes in den Schwellenländern bewiesen wird. Um aber in dieser Entwicklung zu bestehen und um sie kollektiv und individuell auch offensiv anpacken zu können und sogar den Gang zu bestimmen, ist eine saubere, obligatorische finanzielle Grundsicherung für alle Menschen notwendig. (Jörimann 2007 S.3) Dieter Althaus führt den programmatischen Standpunkt des Solidarischen Bürgergeldes auf das Ordnungsmodell Soziale Marktwirtschaft zurück: Jedermann werde unabhängig von seiner Person durch ein Bürgergeld abgesichert. Durch diese unabdingbare Mindestsicherung würde sich die Bereitschaft der Bürger erhöhen, Risiken einzugehen und sich dem notwendigen Wandel einer globalisierten Welt zu öffnen. Damit verknüpfe das Konzept die Chance freier Märkte mit dem Vertrauen auf ein Mindestmaß an solidarischer Absicherung. (Schäfer 2007 S.279) Grundeinkommen demokratisiert nicht nur, weil es die materiellen Mittel für ein demokratisches Engagement den sozial Benachteiligten an die Hand gibt, sondern auch, weil es selbstorganisiertes Engagement ermöglicht und damit die Stellvertreterpolitik und eine vormundschaftliche Verwaltung einschränkt. Wird dieses Engage!
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ment in verschiedene Formen autonomer kooperativer Eigenproduktion eingebettet, kann auch der öffentliche Status und das öffentliche Ansehen sozial Benachteiligter gehoben werden – sowohl im Fremdbild, als auch im Selbstbild. Diese Chance ist in der hochselektiven und statusdifferenzierenden Marktarbeit für sozial Benachteiligte nur gering. (Blaschke 2008 S.131) Um eine fundamentale neue Ordnungsidee für den Sozialstaat geht es bei der Idee des bedingungslosen Grundeinkommens. Ganz gleich wie man zu dieser Idee steht, die übrigens bisher nirgendwo vollständig umgesetzt wurde: diese Idee bietet die Chance, sich mit den Herausforderungen des Sozialstaates grundlegend auseinanderzusetzen. Denn das bedingungslose Grundeinkommen unterscheidet sich vollständig von unserem heutigen Sozialstaat. Es wird ohne jede Bedingung, also ohne eine Mitwirkungspflicht des Leistungsempfängers, und ohne Prüfung seiner Bedürftigkeit ausbezahlt. Jeder Bürger soll es erhalten – vom Säugling bis zum Greis. Das bestehende Prinzip, dass der Sozialstaat nur in Notlagen helfen soll, würde aufgegeben, die soziale Absicherung wäre nicht mehr an eine Erwerbsarbeit oder die Bereitschaft zur Aufnahme einer Arbeit geknüpft, sondern sie würde ohne Gegenleistung gewährt. (Marx 2010 S.11) Die Idee eines Grundeinkommens ist nicht neu. Vorstellungen dieser Art gehen bis ins 16. Jahrhundert zurück. Vor allem seit den 1980er Jahren wurde die Debatte auch in Deutschland intensiv geführt. Sie gewann an fahrt durch die Konsolidierungspolitik und die hohe Arbeitslosigkeit. 1981 stieg die Arbeitslosenzahl in WestDeutschland zum ersten mal auf über eine Million an. Seit dieser Zeit wird darüber nachgedacht, wie wir der verfestigten Arbeitslosigkeit entgegentreten können. Diese Diskussion hat die Idee eines Grundeinkommens wieder wachgerufen. Doch stellt sich die Frage: Ist dieses Modell eine Lösung für alle Probleme, um der verfestigten Arbeitslosigkeit zu entkommen? Geht es um einen Sozialstaat jenseits der Bindung an die Erwerbsarbeit? (Marx 2010 S.14) Umweltpolitisch ausgerichtete Argumentationsmuster sehen in der negativen Einkommensteuer die Chance, einen Ausstieg aus der wachstumsorientierten und umweltschädigenden Arbeitsgesellschaft zu finden. Dies soll durch eine (teilweise) Umschichtung der Finanzierung von einer Besteuerung der Arbeit hin zu einer Belastung der Wertschöpfung unterstützt werden. Da das derzeitige soziale System auf stetigem Wirtschaftswachstum beruhe, müsse eine Abkehr von dieser Wirtschaftsweise entsprechend Einschränkungen der sozialen Sicherung mit sich bringen. Dies könne über eine negative Einkommensteuer abgefangen werden. Gleichzeitig könnte sie zu einer Subventionierung von sonst nicht erledigten Arbeiten im ökologischen Bereich führen. (Kress 1994 S.249) „Gesellschaft im Reformprozess“. In der Studie wurden Bundesbürgerinnen nach ihrer grundsätzlichen Einstellung zu gesellschaftlichen Veränderungsprozessen befragt. Dabei wurde deutlich, dass für einen Großteil der Befragten Leistung und Gerechtigkeit, Solidarität und Eigenverantwortung keine Widersprüche sind. Sie wollen Leistung erbringen, und erwarten, dass sie die Chance dazu bekommen und einen gerechten Anteil am Wohlstand erhalten. Dieser Zusammenhang ist aber infolge eines Ausschlusses eines Teils der Bevölkerung vom Zugang zu Arbeit grundlegend in Frage gestellt. (Bündnis 90 / Die Grünen 2008 S.4)



!
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Nicht alles, was Arbeit schafft, ist auch sozial. Zunehmend entwickelt sich in Deutschland ein „Zwei-Klassen-Arbeitsmarkt“ – auf der einen Seite regulär Angestellte und auf der anderen Seite gering Verdienerinnen sowie Leih- und Zeit Arbeiterinnen. Was außer Frage steht: wer arbeitet muss am Ende mehr haben, als jemand, die oder der nicht arbeitet. Das Problem dabei ist allerdings nicht, dass Arbeitslose derzeit zu hohe Zuwendungen vom Staat bekommen, sondern ganz im Gegenteil, dass Arbeit heute nicht mehr unbedingt zum Leben in der Gesellschaft befähigt! Die Grundeinkommensversicherung schafft hier nicht nur Abhilfe, sondern stärkt zudem die Verhandlungsposition der ArbeitnehmerInnen. (Bündnis 90 / Die Grünen 2008 S.10) Die Zukunft der Demokratie setzt auf freie Bürger. Eine Gesellschaft und ein Staatswesen, denen es mit dieser Freiheit ernst ist und für die Freiheit nicht nur das Abgeben von Verantwortung an den Bürger ist, kann die Augen vor den Möglichkeiten eines bedingungslosen Grundeinkommens nicht verschließen; umso weniger in einem Wirtschaftssystem, das so sehr Zeit an Geld koppelt wie das unsrige. Gerade heute sind die Chancen für diese Freiheit aufgrund unserer hohen Produktivität größer denn je. Ergreifen wir sie! (Bündnis 90 / Die Grünen 2008 S.17) Warum drängen wir Bürger dazu, irgendeine Arbeit anzunehmen, wo doch seit Jahrzehnten das Arbeitsvolumen, gemessen in Gesamt-Jahresarbeitsstunden, sinkt, zugleich aber das Bruttoinlandsprodukt steigt? Wir benötigen weniger Arbeitskraft, um mehr Güter und Dienstleistungen bereitzustellen als je zuvor. Wir sollten daraus Konsequenzen ziehen und die Chance der Freiheit ergreifen, die sich uns bietet. Doch bislang scheitert dies an unserem Misstrauen gegen eine freiheitliche Lösung unserer Probleme, eine Freiheit, die uns ein bedingungsloses Grundeinkommen verschaffen könnte. (Bündnis 90 / Die Grünen 2008 S.25) Ausgerechnet in einer Beschäftigungskrise, wo Millionen Arbeitsplätze – nicht: Arbeitswillige – fehlen, wird so getan, als seien die von Erwerbslosigkeit unmittelbar Betroffenen an ihrem Schicksal selbst schuld. Trotz des wohlklingenden Mottos „Fördern und Fordern“, das Leistungsgesetze von Gegenleistungen der Begünstigten abhängig macht, bemüht man sich gar nicht darum, die Chancen von sozial Benachteiligten zu verbessern, wie man im Weiterbildungsbereich sieht, wo sich die Bundesagentur für Arbeit immer stärker auf Hochqualifizierte und relativ leicht Vermittelbare konzentriert, denen kurze Trainingsmaßnahmen im Unterschied zu den sog. Problemgruppen des Arbeitsmarktes (Langzeitarbeitslosen, Älteren und Berufsrückkehrerinnen) vielleicht nützen. (Bündnis 90 / Die Grünen 2008 S.37) Für einen Fortschritt, also der Erweiterung politischer Freiheit, bedarf es einer Entkopplung von Arbeit und Einkommen, und dies geht nur mit einem radikalen Schritt. (Liebermann 2004 S.2) Während sowohl die Ideen eines Niedriglohnsektors oder der Lohnsubventionierung als auch die der allgemeinen Arbeitsumverteilung durch Arbeitszeitverkürzung am Gebot der Erwerbsarbeit festhalten, befreite das bedingungslose Grundeinkommen von ihm. Nur das Grundeinkommen eröffnet eine radikale Entscheidungsmöglichkeit dazu, wie man seinen Beitrag zum Gemeinwohl leisten will. Dieser Freiheit entspräche eine Verantwortungszumutung: Ganz gleich, wofür man sich entscheidet, es muss eine vernünftige Antwort auf die Chance der Freiheit darstellen. Denn mit der Entscheidung der Gemeinschaft, die Freiheit der Bürger zu stärken, ginge auch eine !
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Verpflichtung einher: Die Freiheitschancen müssten sinnvoll genutzt werden. (Liebermann 2004 S.7) Arbeitgeber, öffentliche wie private, wären aufgerufen, um leistungsbereite Mitarbeiter zu werben. Sie müssten ihnen gute Arbeitsbedingungen bieten, damit sie einen Arbeitsplatz annehmen. Ein Unternehmen, das Mitarbeiter gegeneinander ausspielte, verlöre sie angesichts eines bedingungslosen Grundeinkommens bald: denn es verleiht Verhandlungsmacht. (Liebermann 2004 S.9) Es erscheint widersinnig, wenn bei zunehmender Arbeitsproduktivität (d. h. zur Produktion eines an Umfang und Wert wachsenden Güterberges ist nicht mehr, sondern häufig sogar weniger Arbeitsaufwand nötig), immer mehr Menschen in finanzielle und materielle Unsicherheit geraten. Diese Menschen werden inzwischen von Politikern zur „Unterschicht“ oder zum „Prekariat“ gezählt, weil sie in einer „prekären Lage“ sind. Die soziale Marktwirtschaft ist gesellschaftsvertraglich für die Menschen nur zustimmungsfähig, wenn „die vom Strukturwandel Betroffenen von der Gesellschaft aufgefangen werden und eine neue Chance erhalten. (Symposium "Grundeinkommen: bedingungslos" 2007 S.58)



Wirtschaft, Veränderung und Löhne Das Solidarische Bürgergeld soll eine Antwort auf die tief greifenden wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten geben, deren Lösung von moderaten Systemveränderungen nicht mehr zu erwarten sei: die ansteigende Sockel-Arbeitslosigkeit, das wachsende Problem nicht mehr existenzsichernder Löhne, den Vertrauensschwund in die schon heute zu 40 % steuerfinanzierten Sozialversicherungssysteme und die Verschuldung der öffentlichen Haushalte. (Borchard 2007 S.5) Die schwer kalkulierbaren Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft, die eine Sozialreform wie die Einführung eines BGE nach sich ziehen können, verunsichern die Bürger wie auch die Entscheidungsträger in der Politik. Daher lauten die immer wieder gestellten Fragen: Was kostet es, wie wird es die „Arbeitsmoral“ verändern (wobei nur die steuerlich erfasste Erwerbsarbeit gemeint sein kann) und kann man es nicht vor einer allgemeinen Einführung in kleinen Schritten erproben? Um diese Fragen glaubwürdig beantworten zu können, benötigt man ein gedankliches Rüstzeug, das logische Aussagen zur Funktion WENN – DANN erlaubt: Was wird sein, wenn das BGE beispielsweise 500 oder 600 oder 800 oder gar 1000 € mtl. beträgt? Oder was kann ein BGE leisten, wenn sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen verändern? (Pelzer 2004 S.14) Sofern das »freie Spiel der Marktkräfte« nicht allen Bügern ein ausreichendes Einkommen verschafft, müssen sich daher die Gemeinwesen, die auf solidarischen Bindungen beruhen, Mittel und Wege überlegen, wie sie den betroffenen Bürgern notfalls auch jenseits der marktwirtschaftlichen Dynamik ein Mindesteinkommen ermöglichen können. Die gewerkschaftlich durchgesetzten Tarifverträge (in einigen anderen Ländern stattdessen gesetzliche Mindestlöhne) und die staatlichen Lohnersatzleistungen sind auch Antworten auf dieses Mindesteinkommensproblem. Gemeinwesen haben daher selbstverständlich das Recht, zur Lösung dieses elementaren Problems dem »freien Spiel der Marktkräfte« in ihren Ordnungsrahmen gegebenenfalls Grenzen zu setzen. Es stellt sich allerdings die Frage, ob nicht Lösungsansätze vor!
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stellbar sind, die mit weniger Beschränkungen der marktwirtschaftlichen Dynamik auskommen – Beschränkungen, die oft auch eine Beschränkung der Wohlstandsproduktion bedeuten. (Franzmann 2010 S.53) Das BGE befördert progressive Arbeitsmarktpolitiken, weil es einen Mindestlohn- und einen Arbeitszeitverkürzungseffekt hat. Es ist daher sehr gut geeignet, Mindestlöhne und Arbeitszeitverkürzungsstrategien zu flankieren. Wegen seiner Funktion, die Position der Lohnabhängigen gegenüber dem Kapital entscheidend zu verbessern, ist das BGE für die Lohnabhängigen ein wichtiges Kampfziel. In dieser Funktion befördert es auch konkrete Aneignungsprozesse im wirtschaftlichen Bereich sowie die Demokratisierung und Entwicklung der Gewerkschaften. (Blaschke 2008 S.9) Wir haben festgestellt, dass die letzten 20 Jahre eine umfassende Verlagerung der Erwerbstätigkeit weg von der klassischen Industrieproduktion gebracht haben. Massive Automatisierungsschritte, nicht zuletzt dank der konsequenten Nutzung der Informatik, die Konzentration der Produktion weltweit in Ländern wie China und die Verschiebung weiterer industrieller und zunehmend auch administrativer Tätigkeiten in Billiglohnländer führten in den entwickelten Ländern (und in anderer Form auch in den Entwicklungsländern und in den Schwellenländern) zu einem Strukurwechsel, über den bisher vor allem im Rahmen bekannter Schlagworte geleiert, aber nicht wirklich nachgedacht wurde. Unter anderem führte diese Strukturveränderung schon wieder nicht zum Kollaps des gesamten Systems, obwohl sich hierzu schon wieder eine ausgezeichnete Gelegenheit bot, wie sie die Überproduktionsfetischisten seit 150 Jahren in regelmäßigen Abständen sehen. Nein, von Zusammenbruch kann keine Rede sein; bloß sind die Sicherheiten auf allen Ebenen heute weniger sicher als vor 15 Jahren; es gibt keine fixen beruflichen Karrieren mehr, ja, ganze Berufskategorien sind verschwunden, neue tauchen auf und gehen wieder unter... (Jörimann 2007 S.5) Die gesamtwirtschaftlichen Zuwächse durch das Bedingungslose Grundeinkommen an sich sind vermutlich eher gering, da die zusätzliche Beschäftigung vor allem im Niedriglohnbereich liegen dürfte. Die gesamtwirtschaftlichen Lasten sind jedoch immer dann potenziell hoch, wenn ein relativ hohes Bedingungsloses Grundeinkommen zum Rückzug aus dem Erwerbsleben führt und hohe Steuerlasten erfordert, die die Leistungsbereitschaft senken. Gleichzeitig ist das hier am eindeutigsten positive Element der Grundeinkommensmodelle, die Entlastung bei den Lohnnebenkosten, keinesfalls zwingend mit der Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens verknüpft. Verstärkte Steuerfinanzierung ist auch im bestehenden System möglich und wünschenswert. (Zeeb 2007 S.10) Während das Grundeinkommen deshalb von vielen als Hilfe bei der Schaffung von Arbeitsplätzen angesehen wird, ist es für andere die Konsequenz aus dem anhaltenden Misserfolg bei der Bekämpfung der Erwerbsarbeitslosigkeit. Einerseits bleibt die Reduzierung der unfreiwilligen Arbeitslosigkeit notwendigerweise ein zentrales wirtschaftspolitisches Ziel. Andererseits stellt sich aber bei anhaltend hoher Erwerbsarbeitslosigkeit parallel die sozialpolitische Frage, wie die Teilnahme von Arbeitslosen am gesellschaftlichen Leben und ihre Existenzsicherung garantiert werden können, ohne durch hohe Lohnnebenkosten das Problem selbst noch mehr zu verschärfen. Solange der gesellschaftliche Zusammenhalt nicht durch die Schaffung neuer Erwerbsarbeitsplätze garantiert werden kann, muss er durch soziale Maßnahmen zur Absicherung der Arbeitslosen selbst erhalten werden.(Kumpmann 2006 S.4) !
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„Mit Einführung des Solidarischen Bürgergeldes würden bei vollkommen flexiblen Löhnen diese kurzfristig drastisch sinken. Damit würde sich das derzeit vorhandene Überangebot an Arbeitskräften in diesem Bereich [also das Arbeitsangebot, MO WSK] zugleich ebenfalls drastisch reduzieren. Zugleich würde die Nachfrage entsprechend steigen, sodass Arbeitsangebot und -nachfrage ausgeglichen sind. Damit gäbe es keine unfreiwillige Arbeitslosigkeit mehr. Unmittelbar nach dieser Schockwirkung setzt ein Anpassungsprozess ein, der zu einer mittel- bis langfristig weiter steigenden Nachfrage nach Arbeitskräften führt. Aufgrund des gesunkenen Lohnniveaus in Bereichen mit niedriger Produktivität entstehen hier neue Tätigkeitsfelder. Dies verändert die Nachfragestruktur. So ist zu erwarten, dass mehr Dienstleistungen, v.a. im haushaltsnahen Bereich, nachgefragt werden. Die steigende Nachfrage führt zu einem weiteren Anstieg der Beschäftigung in diesem Bereich bei gleichzeitig steigenden Löhnen.“ (in Konrad-Adenauer-Stiftung 2006 S.103) In einer so schwierigen Phase wie der gegenwärtigen Finanz- und Wirtschaftskrise ist es gut und notwendig, über den Sozialstaat zu sprechen. Ebenso wichtig ist es, einen verlässlichen Kompass zu haben. unser wirtschafts- und sozialpolitischer Kompass ist und bleibt die Soziale Marktwirtschaft. Wir sind überzeugt, dass sie helfen kann, sich über die Grundlagen unseres Sozialstaates wieder neu zu verständigen und die Freiheit auf dem Markt mit sozialem Ausgleich zu verbinden – eine Forderung übrigens, die bereits Alfred Müller-Armack formuliert hat. Die Soziale Marktwirtschaft verdankt ihre Frieden stiftende Rolle – einer der Ausgestaltung harrenden progressiven Aspekte – der Tatsache, dass sie den Leistungsgedanken gerade nicht gegen das Sozialstaatsgebot in Stellung gebracht oder ausgespielt hat, wie es einige in der politischen Diskussion manchmal fast billigend in Kauf nehmen. Vielmehr ist es der Sozialen Marktwirtschaft gelungen, der unternehmerischen Freiheit und der Kreativität menschlicher Ideen einen sozialen Ordnungsrahmen zu geben. Freiheit bedarf einer Ordnung, so hat es schon Ludwig Erhard gesagt, und deshalb entspricht es der Überzeugung der Konrad-Adenauer-Stiftung, dass es weder ungezügelte Märkte geben darf noch dass die Gesetze des Marktes außer kraft gesetzt werden dürfen. (Marx 2010 S.10) Obwohl niemand bezweifelt, dass sich der Sozialstaat in einer tiefen Krise befindet, wäre es falsch, von einer „Krise des Sozialstaates“ zu sprechen, weil damit im Grunde suggeriert wird, dass dieser Auslöser oder gar Verursacher der Probleme, d.h. für Fehlentwicklungen verantwortlich sei. In Wahrheit ist er selbst Hauptleidtragender der Krise des bestehenden Wirtschafts- und Gesellschaftssystems, das schon seit längerer Zeit weder ausreichendes Wachstum noch einen hohen Beschäftigungsstand zu gewährleisten vermag. Zu schaffen machen ihm neben der sogar in Perioden des Konjunkturaufschwungs kaum noch sinkenden Massenarbeitslosigkeit vor allem das historische Tief der Lohnquote (unter 70% des Bruttoinlandsprodukts; Gewinnquote: über 30% des BIP) und die wirtschaftliche Labilität in Ostdeutschland. (Bündnis90 / Die Grünen 2006 S.35) Wenn in einer Volkswirtschaft bei gegebener Lohnstruktur weniger Arbeitsplätze zur Verfügung stehen als es arbeitslose Menschen gibt, entbehrt ein solches Vorgehen einer inhaltlich-materiellen Grundlage: Man kann Menschen nicht zur Arbeit zwingen, wenn nicht genügend Arbeitsplätze vorhanden sind. Darüber hinaus scheint die Praxis der Agentur für Arbeit die Situation noch zu verschärfen. Auch der Bundesrechnungshof (2006) bezeichnet Vermittlungspraktiken der Arbeitsagenturen als rechts!
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widrig. Die Bezeichnung der Arbeitssuchenden als „Kunden“ ist in diesem Zusammenhang euphemistisch: Kunden haben die Wahl. Auch die Wahl, ob sie kaufen oder nicht. Arbeitssuchende haben diese Wahl nicht. Das Vorgehen der Agentur für Arbeit sowie das der Hartz-IV-Gesetzgebung zugrunde liegende Menschenbild sind vor diesem Hintergrund geradezu zynisch. (Symposium "Grundeinkommen: bedingungslos" 2007 S.62) Diese zuwendungsorientierte „neue Arbeit“ lässt sich nicht nach betriebswirtschaftlichen Kriterien bemessen bzw. bezahlen. Die Ergebnisse zum Beispiel der Erziehungs- und Bildungsarbeit sind oft erst Jahrzehnte später erkennbar und werden erst dann für die Kultur wirksam. Ein Ausbleiben dieser Tätigkeiten führt zur Vernachlässigung notwendiger Aufgaben, wie beispielsweise der Familienarbeit, Kindererziehung oder der Altenpflege. Diese Aufgaben, in denen zwischenmenschliche Hinwendung entscheidend ist und quantitativ erfassbare Messgrößen unerheblich sind, kann nicht nach betriebswirtschaftlichen Erwägungen entlohnt werden. Sie kann aber finanziell ermöglicht werden. Eine solche Ermöglichung ist durch ein Grundeinkommen gegeben. Es markiert den Übergang von einer Industriegesellschaft in eine Kulturgesellschaft. Insofern ist das Grundeinkommen nicht zur „Rettung des Sozialstaates“ gedacht, sondern ein wirtschaftspolitisches Instrument des sozialen und demokratischen Rechtsstaates, der sich an veränderter Rahmenbedingungen anpasst. (Symposium "Grundeinkommen: bedingungslos" 2007 S.63)



Reformen: Kosten und Finanzierung Erstens eine Reform der Rentenversicherung zu einer Bürgerversicherung mit Mindestleistung, zweitens eine erweiterte Erwerbslosenversicherung, in der das Arbeitslosengeld und das Elterngeld integriert werden, drittens eine Reform der Einkommensteuer zu einer Basic Income Flat Tax und viertens eine Kindergrundsicherung. Damit gäbe es für die gesamte Bevölkerung ein (pauschaliertes) Grundeinkommen. Um besondere Bedarfe, z.B. in besonderen Lebenslagen oder bei hohen Wohnkosten abzudecken, ist schließlich, fünftens, für Ausnahmefälle eine bedarfsorientierte und bedürftigkeitsgeprüfte Grundsicherung als letztes Netz notwendig. (StrengmannKuhn 2007 S.16) Das Hamburgische WeltWirtschaftsInstitut (HWWI) begrüßt die erfreuliche Wende in der Diskussion um die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme innerhalb der Union. Mit den Beiträgen der Ministerpräsidenten Althaus und Koch in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 25. April 2008 erhält die Debatte um die Finanzierbarkeit der sozialen Sicherungssysteme in Deutschland und die Notwendigkeit eines Systemwechsels prominente politische Unterstützung. Die Ministerpräsidenten der Länder Hessen und Thüringen sehen die Unzulänglichkeit bisheriger Versuche, den Anstieg der öffentlichen Verschuldung in Deutschland zu stoppen. Statt vieler kleiner Reformschritte fordern sie Mut zu radikaleren Lösungen. (HWWI 2008 S.1) Unser Vorschlag eines partiellen Grundeinkommens wird vollständig gegenfinanziert, ohne den bisherigen Haushalt zu belasten. Wir streben dazu einen Finanzierungsmix an. Zum einen ergibt sich die Finanzierung aus eingesparten Transferleistungen, denn das grüne Grundeinkommen ersetzt steuerfinanzierte Transfers wie das Arbeitslosengeld II und das Kindergeld. Zum anderen schlagen wir zur Finanzierung eine grundlegende Einkommensteuerreform vor. Flankierend dazu wollen wir eine !
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Weiterentwicklung der ökologischen Finanzreform über die Abschaffung von Ausnahmen bei der bisherigen ökologischen Besteuerung hinaus, um ökologische Anforderungen und soziale Absicherung zu vereinen. Wir wollen dabei an der erfolgreichen Einführung ökologischer Steuern unter der rot-grünen Regierung anknüpfen und ein Energiegeld einführen. ( Bündnis90/ Die Grünen 2007 S.4) Unser aus mathematischen Algorithmen zusammengesetztes „TransfergrenzenModell“ eröffnet den politischen Entscheidungsträgern eine große Variationsmöglichkeit bezüglich der Höhe des BGE pro Person, stets mit der sofortigen genauen Angabe der Kosten und ihrer Finanzierung über die Einkommensteuer. Als Rechengrundlage diente ein umfangreiches Datenmaterial vom Statistischen Bundesamt zur Einkommensverteilung in Deutschland 1998. Unsere Rechnungen beziehen sich demnach nicht auf die gegenwärtige oder gar zukünftige Situation, sondern sagen aus: Wenn es 1998 ein existenzsicherndes BGE gegeben hätte, wäre es über einen nur leicht veränderten Einkommensteuertarif finanzierbar gewesen. (Pelzer 2004 S.2) Die Ausgaben für die soziale Sicherung, die hier als Vergleichsgrundlage dienen, liegen bei etwa 960 Mrd. Knapp 70% davon (658 Mrd.) können ganz oder zum Teil ersetzt werden. Damit steht also nur etwa die Hälfte des momentanen Sozialbudgets für eine Reform zur Debatte. Von den Ausgaben werden 850 Mrd. über die Einnahmen Borchard aus Beiträgen gedeckt (die Summe der sozialversicherungspflichtigen Löhne und Gehallter liegt bei ca. 1.990 Mrd., die mit 42,3% belastet werden), 100 Mrd. sind steuerfinanziert. Die Einnahmen aus Lohn- und Einkommensteuer (365 Mrd.) werden durch den Steuerfreibetrag aus zu versteuernden Einkommen von 1.805 Mrd. mit rund 20% Besteuerung gewonnen. Aus diesen Steuereinnahmen fließen also etwa 260 Mrd. in den allgemeinen Haushalt, die auch mit Reformmodellen zu finanzieren wären. (Eichler 2001 S. 210)



Literatur Blaschke, Ronald (2010) Aktuelle Ansätze und Modelle von Grundsicherungen und Grundeinkommen in Deutschland Blaschke, Ronald (2008) Denk' mal Grundeinkommen! Geschichte, Fragen und Antworten einer Idee Bündnis 90 / Die Grünen (2006) Ein Grundeinkommen ist nicht bedingungslos sozial Bündnis 90 / Die Grünen (2008) Ein Reader zur Debatte um bedingungsloses Grundeinkommen und Grundsicherung, Bündnis 90 / Die Grünen (2007) Armut bekämpfen, Bildung verbessern, Chancen eröffnen Eichler, Daniel (2001) Armut, Gerechtigkeit und soziale Grundsicherung Emmler, Manuel; Tintelnot,Felix (2004) Recherche zu Grundsicherungsmodellen mit Schwerpunkt Grundeinkommen FDP (2005) Antrag: Das liberale Bürgergeld FDP (2005) Das liberale Bürgergeld Franzmann, Manuel (2010) Bedingungsloses Grundeinkommen : als Antwort auf die Krise der Arbeitsgesellschaft Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI) (2008) Politische Unterstützung für einen Systemwechsel zu einem bedingungslosen Grundeinkommen steigt !
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